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BETREFF: Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über den Obersten 

Sanitätsrat (OSR-Gesetz) erlassen und das Gesetz betreffend die 
Organisation des öffentlichen Sanitätsdienstes geändert wird; 
Stellungnahme des BMeiA  

 
 
Zu GZ. BMG-92070/0001-II/A/2/2011 
vom 8. März 2011  
 
 
Das BMeiA nimmt zum oz. Entwurf wie folgt Stellung:  
 
Zu Art. I § 4 des Entwurfs: 
 
Es wird angeregt, zu prüfen, ob die Bestimmungen über Interessenskonflikte bereits 

mit Rücksicht auf angedachte ähnliche Bestimmungen über Interessenskonflikte und 

Unvereinbarkeiten in anderen Bereichen und Gremien (Stichwort: Lobbying-

Regulierung etc.) formuliert worden sind und diesbezüglich auf sachgerechte (Nicht-) 

Differenzierung geachtet worden ist. 
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Weiters wird im Hinblick auf den im Bereich des Sanitätswesens bestehenden 

Rechtsbestand des Bundes auf das Gesetz vom 30. April 1870, betreffend die 

Organisation des öffentlichen Sanitätsdienstes, RGBl. Nr. 68/1870, hingewiesen. Es 

wird angeregt zu prüfen, inwieweit sämtliche Bestimmungen dieses Gesetzes noch 

anwendbar sind, und ggfs. Anpassungen, insbes. terminologischer Natur, zu 

erwägen. 

 

 
Für den Bundesminister: 

H. Tichy m.p. 
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